
natürlich die Inflation, die im Anschluß an die beiden 
Weltkriege zur völligen oder fast völligen Entwertung 
der mündelsicher angelegten Abfindungsbeträge ge­
führt hat. Ein anderes Risiko für das Kind ist kaum 
vorstellbar, zumal die Gefahr einer Veruntreuung der 
Abfindungssumme seitens des gesetzlichen Vertreters 
eben durch die Vorschriften über die Anlage von 
Mündelvermögen und die vormundschaftsbehördliche 
Überwachung ausgeschaltet ist.

Was aber die Gefahr einer erneuten Geldentwertung 
betrifft, so handelt es sich bei ihrer Beurteilung um 
eine Frage des Vertrauens zu unserer staatlichen und 
wirtschaftlichen Entwicklung und zur Stärke der 
Friedenskräfte in der Welt. Uns jedenfalls würde es 
gerade im gegenwärtigen Augenblick, nach den 
großen Erfolgen des Weltfriedenslagers, seltsam 
erscheinen, wollte man dieses Risiko besonders hoch 
veranschlagen und nicht vielmehr darauf hinweisen, 
daß gerade umgekehrt in dem Maße, in dem die Er­
richtung der Grundlagen des Sozialismus voran­
schreitet, die Kaufkraft, d. h. der Wert unseres Geldes 
ständig wächst, die Unterhaltsabfindung also nicht 
nur zu der überaus wertvollen Anspruchssicherung, 
sondern auch dazu führt, daß im Laufe der Jahre dem 
Kinde ein •— an der Kaufkraft gemessen — höherer 
Betrag zur Verfügung steht, als bei Vertragsabschluß 
angenommen wurde.

Die Frage, ob der Verlust einer Abfindungssumme 
durch Geldentwertung tatsächlich ein Risiko für das 
Kind ist oder nicht vielmehr zum Wiederaufleben 
des Unterhaltsanspruchs führt, also die zu 2 zu be­
handelnde Frage, lassen wir in diesem Zusammen­
hänge absichtlich dahingestellt. Denn wir halten es 
für wichtig, zu der eindeutigen Feststellung zu ge­
langen, daß selbst im ungünstigen Falle, d. h. bei 
Verneinung eines erneuten Anspruches, die aus der 
Unterhaltsabfindung und der darin liegenden Siche­
rung des Unterhaltsanspruchs für das Kind sich er­
gebenden Vorteile gegenüber dem möglichen Nach­
teil so unverhältnismäßig groß sind, daß es nach 
unserer Auffassung mit dem Prinzip der vordring­
lichen Sorge für das Wohl des Kindes nicht zu ver­
einbaren wäre, wollte man die Zulässigkeit einer 
Unterhaltsabfindung ausschließen. In der weitaus 
größten Zahl der Fälle, in denen seit der Geltung 
des BGB von der Bestimmung des § 1714 Gebrauch 
gemacht wurde, hat sich das für das nichteheliche 
Kind als segensreich erwiesen, und es wäre eine 
schwere Unterlassungssünde gewesen, wenn der Ent­
wurf des FGB nicht die Folgerung aus dieser Er­
fahrung gezogen hätte.

Zu 2: Bei der Behandlung der Frage, ob ein Ver­
lust der Abfindungssumme zu einem neuen Unter­
haltsanspruch des Kindes führen kann, ist davon aus­
zugehen, daß bei Schaffung des BGB diese Frage — 
wäre sie überhaupt gestellt worden — zweifellos ver­
neint worden wäre. Gerade darin lag ja der Sinn des 
§ 1714, das zwischen nichtehelichem Vater und Kind 
bestehende Schuldverhältnis — als solches ist ja die 
„Zahlvaterschaft“ des BGB bekanntlich aufzufassen — 
endgültig und ein für allemal zu erledigen, und diese 
Absicht wurde durch den Begriff „Abfindung“ klar 
genug ausgedrückt. Allerdings beruhte diese endgültige 
Erledigung aller Ansprüche nicht auf einem Unter­
haltsverzicht des Kindes, und angesichts des Um­
standes, daß die heutige Rechtsprechung ebenso wie 
Penndorf mit dem irrigen Argument arbeitet, der im 
Abfindungsvertrage enthaltene Unterhaltsverzicht des 
Kindes sei — auf dem Wege über § 1614 BGB, 
Art. 33 der Verfassung — unzulässig, ist der Hinweis 
darauf wichtig, daß die rechtliche Konstruktion des 
Abfindungsvertrages eine ganz andere ist. Bei ihm 
ist nicht die Rede davon, daß das Kind auf irgend­
etwas Verzicht leiste, im Gegenteil wird der gesamte 
in Zukunft zahlbare Unterhalt auf Heller und Pfennig 
kapitalisiert und voll ausgezahlt, d. h. die Erledigung 
des Anspruchs erfolgt nicht durch Verzicht, sondern 
durch E r f ü l l u n g .  Die rechtliche Natur des Ab­
findungsvertrages nach BGB liegt also darin, daß mit 
ihm das Gesetz die Vereinbarung für zulässig erklärt, 
bestimmte Unterhaltsansprüche vor Fälligkeit zu er­
füllen bzw. die Erfüllung dieser Ansprüche entgegen­
zunehmen — eine Bestimmung übrigens, die wieder­
um den schuldrechtlichen Charakter erkennen läßt, den

das BGB dem Unterhaltsanspruch des nichtehelichen 
Kindes beilegt. Daran, daß sich der Unterhaltsanspruch 
durch Erfüllung und nicht durch Verzicht erledigt, 
ändert sich auch nichts, wenn wirklich in Abfindungs­
verträge unnötigerweise Verzichtserklärungen auf­
genommen werden sollten.

Wir sagten oben, die Frage nach dem Wiederauf­
leben des Unterhaltsanspruchs wäre bei Schaffung des 
BGB sicher verneint worden, „wenn sie überhaupt 
gestellt worden wäre“. Tatsächlich sind aber die Väter 
des BGB gar nicht darauf gekommen, die Eventuali­
tät des Verlustes der Abfindungssumme als ein 
schwerwiegendes Problem ins Auge zu fassen. Wir 
zeigten ja bereits, daß ein solcher Verlust, abgesehen 
vom Falle der Geldentwertung, kaum denkbar ist, und 
die Möglichkeit andererseits einer Geldentwertung 
lag völlig außerhalb des Gesichtskreises einer kapi­
talistischen Gesetzgebung um die Wende des Jahr­
hunderts; daß es hundert Jahre früher, im Frank­
reich der Revolutionskriege, eine „Assignatenwirt­
schaft“, d. h. eine echte, durch übermäßigen Noten­
druck hervorgerufene Inflation gegeben hatte, ver­
mittelte den Menschen um 1900 keinen lebendigen 
Begriff mehr, die im Gegenteil den Wert der einzel­
nen Währungen und ihre Relation zueinander — 
welche in dieser Epoche in der Tat nur um Gering­
fügigkeiten schwankten — für ebenso stabil und 
ewigkeitsgegründet hielten wie ihre gesamte kapi­
talistische Weltordnung. Um so interessanter und, wie 
sich zeigen wird, lehrreicher ist es, der Frage nachzu­
gehen, wie sich die bürgerliche Rechtsprechung zu 
unserem Problem verhielt, als dann eines Tages das 
völlig Unvorhergesehene Ereignis wurde, als die In­
flation nicht nur da war, sondern dank der Raub­
gier und Unersättlichkeit der deutschen Monopolisten 
zu einer Geldentwertung führte, wie sie sich weder 
vorher noch nachher ein Staat zu leisten wagte, näm­
lich zur totalen Zerstörung der Währung.

Charakteristisch für die Judikatur des kapitalisti­
schen Deutschland ist zunächst die Erscheinung, daß 
sich in der Rechtsprechung zwei diametral entgegen­
gesetzte Auffassungen ergaben, die bis zum Schluß 
nicht unter einen Hut gebracht werden konnten (wobei 
auch diese Gelegenheit, wie schon früher ähnliche 
Anlässe, zu dem Hinweis darauf benutzt werden soll, 
wie wesentlich besser unsere heutige Kassation gegen­
über der seinerzeitigen Revision geeignet ist, die Ein­
heitlichkeit der Rechtsprechung zu gewährleisten). 
Etwa die Hälfte der deutschen Gerichte mit dem 
Reichsgericht an der Spitze vertrat starr die Auf­
fassung, daß eine durch Erfüllung erloschene Schuld 
rein begrifflich nicht wieder aufleben könne, also auch 
nicht um deswillen, weil die Erfüllungsleistung in der 
Hand des Empfängers unter gegangen sei; das sei hier 
um so weniger möglich, als es gerade im Wesen der 
Abfindung liege, den Unterhaltsanspruch .von der 
künftigen Gestaltung der wirtschaftlichen Situation 
beider Parteien zu lösen. Die andere Hälfte der Ge­
richte unter Führung des Kammergerichts konnte 
sich der verzweifelten Lage der betroffenen Kinder 
nicht verschließen, wobei man daran denken muß, 
daß deren Situation eine viel größere Kalamität dar­
stellte als die entsprechende Situation nach der Wäh­
rungsreform von 1948 — nicht nur wegen des Totalver- 
lusts der Abfindung und der unverhältnismäßig viel 
höheren Zahl abgefundener Kinder, sondern vor allem 
wegen der viel geringeren Aussicht für die Mütter, so­
viel zu verdienen, daß sie ihrerseits für den Unter­
halt des Kindes aufkommen konnten, sowie wegen 
der viel geringeren Mittel, die die Weimarer Republik 
als öffentliche Fürsorge für die ohne jegliche 
Subsistenzmittel dastehenden Personen aufwandte.

Von besonderer Bedeutung für unsere Untersuchung 
ist nun die Prüfung der Methode, mittels deren die 
Gerichte dieser zweiten Gruppe zur Bejahung eines 
neuen Unterhaltsanspruchs gegen den Vater gelangten. 
Hier ergibt es sich nämlich, daß man zu einer der da­
maligen Rechtslage entsprechenden Begründung da­
durch gelangte, daß man auf den dem Abfindungs­
vertrage zugrunde liegenden Anspruch, nämlich den 
Unterhaltsanspruch des nichtehelichen Kindes, zurück­
ging und die Lösung aus dem besonderen Wesen 
dieses Anspruchs entwickelte. Das ist natürlich die
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